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1. Einleitung 

1.1 Ansprechpartner für die Gremienarbeit in der Kirchenkreisverwaltung: 

Postanschrift: 

Ev.-Luth. Kirchenkreis Lübeck-Lauenburg 

Kirchenkreisverwaltung 

- Geschäftsstelle - 

Bäckerstraße 3-5 

23564 Lübeck 

 

Fax: 0451/7902-28212 

 

  

 

Name Tel. Durchwahl 

0451/7902 + Dw. 

E-Mail Zimmer-
Nr. 

Frau Jäkel - 212 sjaekel@kirche-ll.de AB.1.13 
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1.2 Entscheidungsgrundlage Ev.-Luth. Kirchenkreis Lübeck-Lauenburg 

Entscheidungen auf Gemeindeebene im Ev.-Luth. Kirchenkreis Lübeck-Lauenburg werden 

durch den jeweiligen Kirchengemeinderat getroffen. Gemäß Artikel 25 Verfassung der 

Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland trifft der Kirchengemeinderat dabei 

Entscheidungen in folgenden Bereichen: 

Artikel 25: Aufgaben 

(1)  Der Kirchengemeinderat entscheidet im Rahmen des geltenden Rechtes über die 

 Angelegenheiten der Kirchengemeinde. 

(2)   Der Kirchengemeinderat sorgt dafür, dass die Kirchengemeinde ihre Aufgaben in 

 Wort und Tat erfüllt, ihren Verpflichtungen nachkommt und ihre Rechte wahrt. 

(3)  Der Kirchengemeinderat hat insbesondere folgende Aufgaben und Befugnisse: 

 

 1. er sorgt für die schrift- und bekenntnisgemäße Verkündigung des Evangeliums  

  in der Kirchengemeinde, insbesondere für den öffentlichen Gottesdienst an 

  Sonntagen und kirchlichen Feiertagen; 

 2. er ist verantwortlich für die Gestaltung des kirchengemeindlichen Lebens in  

  seinen vielfältigen Formen, insbesondere für die Gestaltung der Gottesdienste  

  und liturgischen Handlungen; 

 3. er sorgt für die Wahrnehmung der diakonischen Aufgaben und der 

  ökumenischen Verpflichtungen;  

 4. er beschließt die Satzungen der Kirchengemeinde;  

 5. er beantragt beim Kirchenkreis die Errichtung, Änderung und Aufhebung von 

  Pfarrstellen und wirkt mit bei der Besetzung von Pfarrstellen durch Wahl oder 

  Beteiligung bei bischöflicher Ernennung; 

 6. er errichtet im Rahmen des Stellenplanes die Stellen für Mitarbeiterinnen und 

  Mitarbeiter, besetzt diese Stellen und führt, wenn keine abweichende 

  Regelung getroffen wird, die Dienstaufsicht; 

 7. er sorgt für die Beschaffung und Unterhaltung der Gebäude und Räume und 

  beschließt über deren Verwendung; 

 8. er beschließt über die Widmung und Entwidmung von Kirchen und weiteren 

  gottesdienstlich genutzten Gebäuden sowie von kirchlichen Friedhöfen und 

  Friedhofsflächen der Kirchengemeinde; 

 9. er beschließt über die Errichtung, Veränderung und Aufhebung von Diensten 

  und Werken der Kirchengemeinde; 

 10. er verwaltet das Vermögen der Kirchengemeinde; 

 11. er beschließt den Haushalt und nimmt die Jahresrechnung ab; 

 12. er beschließt über die Errichtung von Stiftungen; 

 13. er kann Anträge an die Kirchenkreissynode richten; 

 14. er kann Vereinbarungen mit kirchlichen und kommunalen Körperschaften  

  treffen. 
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(4)  Satzungen der Kirchengemeinde sind zu veröffentlichen. 

 

1.3 Kirchenaufsichtliche Genehmigungen 

Sind Beschlüsse durch den Kirchengemeinderat getroffen und im Protokoll 
niedergeschrieben, dann unterliegen sie bei bestimmten Sachverhalten zum Wohle der 
Gemeinde dem Genehmigungsvorbehalt des Kirchenkreisrates, der sogenannten 
Kirchenaufsichtlichen Genehmigung. Gemäß Art. 26 Abs. 1 der Verfassung der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Norddeutschland muss dieses Genehmigungsverfahren für folgende 
Beschlüsse des Kirchengemeinderates angewendet werden: 

  

Artikel 26 Genehmigungs- und Vorlagepflicht 

(1)  Beschlüsse des Kirchengemeinderates bedürfen der Genehmigung des  

 Kirchenkreises in folgenden Angelegenheiten: 

 1. Erlass, Änderung und Aufhebung von Satzungen; 

 2. Stellenplan sowie Errichtung, Änderung und Aufhebung von Stellen; 

 3. Festsetzung der Anzahl der zu wählenden Mitglieder des Kirchengemeinde- 

  rates nach Artikel 30 Abs. 6; 

 4. Errichtung und Schließung von Diensten und Werken; 

 5. Erwerb, Veräußerung und dingliche Belastung von Grundeigentum oder  

  grundstücksgleichen Rechten; 

 6. Verpachtung von Grundeigentum; 

 7. außerordentliche und den Bestand verändernde Nutzung des Vermögens  

  sowie Verwendung kirchlicher Mittel zu anderen als bestimmungsgemäßen 

  Zwecken; 

 8. Beteiligung an wirtschaftlichen Unternehmen; 

 9. Baumaßnahmen, wenn sie nicht nach Absatz 2 Nummer 2 zu genehmigen 

  sind; 

 10. Widmung und Entwidmung von kirchlichen Friedhöfen und Friedhofsflächen; 

 11. Aufnahme und Vergabe von Darlehen sowie Übernahme von Bürgschaften. 

 

(2)  Beschlüsse des Kirchengemeinderates bedürfen der Genehmigung des Landes- 

 kirchenamtes in folgenden Angelegenheiten: 

 1. Widmung und Entwidmung von Kirchen und weiteren gottesdienstlich  
  genutzten Gebäuden der Kirchengemeinde; 

 2. Bau- und Gestaltungsmaßnahmen an und in Kirchen, den weiteren  
  gottesdienstlich genutzten Gebäuden und eingetragenen Kulturdenkmalen der 
  Kirchengemeinde sowie an Freianlagen und Gebäuden in deren  
  Umgebungsbereich; 

 3. Glocken- und Orgelbaumaßnahmen an und in Kirchen und den weiteren 
  gottesdienstlich genutzten Gebäuden der Kirchengemeinde; 

http://www.kirchenrecht-nordkirche.de/showdocument/id/24017#s00000094
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 4. Erwerb, Veräußerung, Ausleihe und Veränderung von Kunst- und Aus- 
  stattungsgegenständen von besonderem Wert; 

 5. Annahme von Erbschaften und sonstigen Zuwendungen von besonderem  
  Wert; 

 6. Deponierung, Ausleihe oder Restaurierung von Archivgut; 

 7. Errichtung von rechtlich selbstständigen Stiftungen. 

 

1.4 Delegation von Aufgaben an die Kirchenkreisverwaltung 

Verfassung:  

Artikel 56 Aufgabenübertragung 

Der Kirchenkreisrat kann Aufgaben und Befugnisse nach Maßgabe eines Kirchengesetzes 

oder einer Kirchenkreissatzung auf die Kirchenkreisverwaltung übertragen, wenn seine 

eigenständige Leitungsfunktion nicht beeinträchtigt wird. 

Artikel 69 Kirchenkreisverwaltungen 

(1)  1Die Kirchenkreisverwaltungen nehmen die ihnen durch Kirchengesetz oder aufgrund 

  eines Kirchengesetzes zugewiesenen Aufgaben für den Kirchenkreis und für die 

  Kirchengemeinden wahr. 2Durch Vertrag können den Kirchenkreisverwaltungen 

  weitere Aufgaben übertragen werden. 3Durch Kirchengesetz oder durch  Verwaltungs- 

  vorschrift des Landeskirchenamtes kann ihnen für einzelne Aufgabenbereiche die 

  Aufsicht über die Kirchengemeinden des Kirchenkreises übertragen werden. 

(2)   Die Wahrnehmung der Aufsicht ist organisatorisch von der Erfüllung der weiteren  

  Aufgaben zu trennen. 

 
Satzung des Ev.-Luth. Kirchenkreises Lübeck-Lauenburg 
 
§ 7 Kirchenkreisverwaltung 
 
(1) 1Die Kirchenkreisverwaltung ist die Verwaltungseinrichtung für den Kirchenkreis. 2Sie hat 

ihren Sitz in Lübeck. 

(2)  Der Aufbau, die Gliederung und der Dienstbetrieb der Kirchenkreisverwaltung werden in 

einem durch den Kirchenkreisrat zu erlassenden Aufgabenverteilungsplan geregelt. 

(3) 1Der Kirchenkreisrat kann ihm obliegende Aufgaben und Befugnisse zur regelmäßigen 

Wahrnehmung oder zur Erledigung im Einzelfall auf die Kirchenkreisverwaltung übertragen, 

wenn und soweit seine eigenständige Leitungsfunktion nicht beeinträchtigt wird. 2Nicht 

übertragen werden dürfen insbesondere 

1.  wesentliche Leitungsentscheidungen gemäß § 4 Absatz 2 dieser Satzung,  

2.  Vorgänge, die Präzedenzwirkung haben,  
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3.  Vorgänge, die ansonsten von besonderer Bedeutung und Tragweite sind. 

(4)  Für die Übertragung von Aufgaben und Befugnissen zur regelmäßigen Wahrnehmung 

kommen insbesondere Genehmigungen nach Artikel 26 Absatz 1 und 4 der Verfassung in 

Verbindung mit § 3 Absatz 3 dieser Satzung, § 86 Absatz 2 der Kirchengemeindeordnung 

(EGVerf-Teil 4) sowie Aufgaben nach § 10 Absatz 1 Kirchenkreisverwaltungsgesetz in 

Betracht.  

(5) 1Die Übertragung von Aufgaben ist jederzeit, auch für den Einzelfall, widerruflich. 2Der 

Kirchenkreisrat kann Beschlüsse der Kirchenkreisverwaltung jederzeit aufheben, ändern 

oder die Entscheidung in einzelnen Punkten wieder an sich ziehen. 

(6) 1Die Kirchenkreisverwaltung nimmt die ihr gemäß Absatz 3 und 4 übertragenen 

Aufgaben im Rahmen der grundsätzlichen Weisungen des Kirchenkreisrates selbstständig 

wahr. 2Kirchenaufsichtliche Entscheidungen, die der Kirchenkreisrat auf die 

Kirchenkreisverwaltung übertragen hat, dürfen nur durch die Leiterin bzw. den Leiter oder 

durch besonders beauftragte leitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter getroffen werden. 

 

Die Delegationsanordnung finden Sie in der Anlage 8. 

 

1.5 Umgang mit Kirchengemeinderats-Protokollen 

Bitte leiten Sie den für Ihre Kirchengemeinde oder Ihren Kirchengemeindeverband 

zuständigen Mitarbeitenden in der Kirchenkreisverwaltung die unterschriebenen und 

gesiegelten Kirchengemeinderats-Protokollauszüge in Papierform oder als geschütztes 

PDF-Dokument unverzüglich zu. 

Die Verteilung der jeweils wichtigen Informationen an die verschiedenen Abteilungen 

innerhalb der Kirchenkreisverwaltung und an die Pröpstinnen und Pröpste, sowie andere 

Arbeitsbereiche im Kirchenkreis, erfolgt zentral durch die Kirchenkreisverwaltung. 
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 Gremienkoordination 

 Der grundsätzliche Bearbeitungsweg für die Erlangung einer kirchenaufsichtlichen Genehmigung zeigt, 
welche Stellen an dem Genehmigungsverfahren beteiligt sind. Die Kommunikation zwischen 
Kirchengemeinde(rat) und der Kirchenkreisverwaltung ist die Grundlage für eine erfolgreiche Bearbeitung. 

 

Erstellung des 

Beschlussvorschlages für 

die KKR-Sitzung

Kirchengemeinderat Kirchenkreisverwaltung

Planung eines Beschlusses, der 

kirchenaufsichtlich zu genehmigen 

ist.

Information über geplantes 

Vorhaben an die 

Kirchenkreisverwaltung 

Beschluss auf kirchenaufsichtliche 

Genehmigung von der/dem 

Vorsitzenden und einem KGR-

Mitglied unterschrieben und 

gesiegelt

Beschlussfassung im 

Kirchengemeinderat

Der Beschluss wird mit einem 

gesonderten Anschreiben an die 

Kirchenkreisverwaltung geschickt.

Beratung und Unterstützung 

bei der Erstellung von 

Beschlüssen.

(ggf. unter Einbeziehung 

weiterer Fachbereiche)

Bearbeitungsweg einer kirchenaufsichtlichen Genehmigung

Erstellung eines 

Beschlussvorschlages und des 

Antrages auf kirchenaufsichtliche 

Genehmigung

Information von der 

Kirchenkreisverwaltung an den 

Kirchengemeinderat über die 

Entscheidung des KKR zum 

gestellten Antrag

Kirchenkreisrat:

Entscheidung über den 

Beschluss des KGR  

wird rechtlich wirksam.

Kirchenkreisrat
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 Vorgehensweise zum Erhalt einer Kirchenaufsichtlichen Genehmigung 

 Prüfungsinhalt Information / Hinweise / Verfahrensregeln durch KG 
geprüft? 

1 Absichtserklärung Wurde die Kirchenkreis-Gremienkoordination über beabsichtigte Maßnahme 
der KG zur Verabschiedung einer KITA-Satzung vorab informiert? (KGR-
Protokoll an Gremienkoordination) 

 ja  

2 Fristen/Zeitverlauf 
bis Genehmigung 
  

Bitte lassen Sie die neue oder zu ändernde Satzung vor der Verabschiedung 

durch den Kirchengemeinderat durch die Gremienkoordination inhaltlich prüfen. 
Der KGR-Beschluss sollte erst nach der Prüfung erfolgen. 
Hinweis: Der Kita-Fachdienst und Kita-Abteilungsleitung helfen Ihnen bei 

Fragen gern weiter. 

 erfolgt 

3 Änderung von 
bestehenden 
Satzungen 

Hinweis: Wird eine inhaltliche Änderung einer Satzung angestrebt, so ist hier 

durch den KGR eine Satzung zu verabschieden.  
 
Ein Beschluss des KGR über Änderungen in bestehenden Satzungen ist 
ohne Genehmigung nicht ausreichend und nicht rechtlich bindend. 

 

4 Beschluss des 
Kirchengemeinde- 
rates 

Formal ordnungsgemäßer KGR-Beschluss entsprechend der 
Kirchengemeindeordnung (1.104-  KGO), insbes. die §§ 22 ff. (Teil 4, 

Unterabschnitt 3: Geschäftsführung des Kirchengemeinderates) 
 ja 

 Weiterleitung von 
KG an KK 

Vollständige Übergabe an Gremienkoordination zur Erteilung der Kirchenauf-
sichtlichen Genehmigung 
Hinweis: Satzungen und Protokollauszüge müssen 1fach (von zwei KGR-
Mitgliedern unterzeichnet und mit dem Kirchengemeindesiegel versehen) 
an den KK geschickt werden. 

 ja 

5 Prüfung der 
Satzung durch 
KK-Gremien 

Formelle Rechtmäßigkeit: sind alle Formvorschriften gemäß § 2 
Verwaltungsvorschrift über die amtliche Bekanntmachung von Satzungen vom 
11.07.2019 (KABl. S. 355) eingehalten worden? Diese formelle Prüfung erfolgt 
durch KK-Gremien. 
 
Prüfung der materiellen Rechtmäßigkeit:  

1. Bei Abweichung von den Vorgaben der Kita-Richtlinie: 
    Hervorhebung der Abweichung……………………………………………  
    Begründung der Abweichung…………………….………………………..  
2. Bei Abweichung von den Vorgaben der Kita-Richtlinie für Gebühren: 
    Hervorhebender Abweichung……………………………………………...  
    Begründung der Abweichung……………………..……………………….  
3. Kein Verstoß gegen höherrangiges Recht……………………………….  

 

6 Bekanntmachung / 
Veröffentlichung 

Für das ordnungsgemäße Inkrafttreten der beschlossenen Satzungen ist 
der Nachweis der ordnungsgemäßen Veröffentlichung durch die KG zu 
führen und der Gremienkoordination nachzuweisen. 
 

   gemäß 
Hinweisblatt 
veröffentlicht 

7 Anlagen / Muster Wichtige Informationen zur Veröffentlichung entnehmen Sie bitte dem Hinweisblatt 
„Bekanntmachung/Veröffentlichung“ in Anlage 6  

Anlage 1: Muster: Kindertagesstättensatzung für eine Kindertagesstätte  
Anlage 2: Muster: Gebührensatzung einer evangelischen Kindertageseinrichtung  
Anlage 5: Verwaltungsvorschrift über die amtliche Bekanntmachung von Satzungen  

 

 

 Weiterführende Informationen: Gesetze | Vorlagen | Vorschriften 

 - Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe - 
- Kindertagesstättengesetz – KiTaG ;  
- Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen  und  Tagespflegestellen  
- vom 12.12.1991 (GVOBl. S. 651) + Art. 21 LVO v. 16.01.2019 (GVOBl. S. 30) 
- Gesetz zur Stärkung der Qualität in der Kindertagessbetreuung und zur finanziellen Entlastung von Familien und 

Kommunen (Kita-Reform-Gesetz) vom 12.12.2019 GVOBl. S. 759 + vom 08.05.2020 (GVOB. S 220) 
- Kindertagestätten- und -tagespflegeverordnung – KiTaVO  
- Landesverordnung über Mindestanforderungen für den Betrieb von Kindertageseinrichtungen und für die Leistungen der 

Kindertagespflege vom 13.11.1992 (GVOBl. S. 500) + Landesverordnung vom 11.04.2012 (GVOBl. S. 444) 
- Verwaltungsvorschrift über die amtliche Bekanntmachung von Satzungen (Satzungsbekanntmachungs-

verwaltungsvorschrift – SatzBekVwV) vom 11.07.2019 (KABl. S. 355) 

 
 

https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/document/36936
https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/kabl/44010.pdf
https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/kabl/44010.pdf
https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/kabl/44010.pdf
http://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbix/1.html
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/?quelle=jlink&query=KTagStG+SH&psml=bsshoprod.psml&max=true&aiz=true
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/?quelle=jlink&query=KTagStG+SH&psml=bsshoprod.psml&max=true
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IV/Service/GVOBl/GVOBl/2019/gvobl_18_2019.pdf;jsessionid=DB9326B117DB98A545829BBD9CD89DA6.delivery2-master?__blob=publicationFile&v=2
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IV/Service/GVOBl/GVOBl/2019/gvobl_18_2019.pdf;jsessionid=DB9326B117DB98A545829BBD9CD89DA6.delivery2-master?__blob=publicationFile&v=2
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IV/Service/GVOBl/GVOBl/2020/gvobl_8_2020.pdf?__blob=publicationFile&v=2
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/?quelle=jlink&query=KTMVEinrV+SH&psml=bsshoprod.psml&max=true
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/?quelle=jlink&query=KTMVEinrV+SH&psml=bsshoprod.psml&max=true
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/?quelle=jlink&query=KTMVEinrV+SH&psml=bsshoprod.psml&max=true
https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/kabl/44010.pdf
https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/kabl/44010.pdf
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 Vorgehensweise zum Erhalt einer Kirchenaufsichtlichen Genehmigung 

 Prüfungsinhalt Information / Hinweise / Verfahrensregeln durch KG 
geprüft? 

1 Absichts-
erklärung 

Wurde die Kirchenkreis-Gremienkoordination über die beabsichtigte 
Maßnahme der KG zur Verabschiedung einer Friedhofssatzung vorab 
informiert? (KGR-Protokoll an Gremienkoordination)  

 ja  

2 Fristen / Ablauf Bitte lassen Sie die neue oder zu ändernde Satzung vor der Verabschiedung 

durch den Kirchengemeinderat durch die KK-Gremien inhaltlich prüfen. Der 
KGR-Beschluss sollte erst nach der Überprüfung erfolgen. 
Hinweis: Bei Schwierigkeiten mit der Kalkulation von Gebühren hilft Ihnen die 

Kirchenkreisverwaltung (Finanzabteilung). 

 erfolgt 

3 Änderung von 
bestehenden 
Satzungen 

Wird die inhaltliche Änderung einer bestehenden Satzung angestrebt, so ist 
durch den KGR eine Satzung zu verabschieden.  
 
Ein Beschluss des KGR über Änderungen in bestehenden Satzungen ist 
ohne Genehmigung nicht ausreichend und rechtlich nicht zulässig. 

 Nachtrags-
satzung 

4 Beschluss des 
Kirchen- 
gemeinderates 

Formal ordnungsgemäßer KGR-Beschluss entsprechend der 
Kirchengemeindeordnung (1.104-Auszug KGO) insbes. die §§ 22 ff. (Teil 4, 

Unterabschnitt 3: Geschäftsführung des Kirchengemeinderates) 
 ja 

5 Weiterleitung 
von 
KG an KK 

Vollständige Übergabe an Gremienkoordination zur Erteilung der 
Kirchenaufsichtlichen Genehmigung. 
Hinweis: Satzungen und Protokollauszüge müssen 2fach (von zwei KGR-
Mitgliedern unterzeichnet und mit dem Kirchengemeindesiegel versehen) 
an den KK geschickt werden.        

 ja 

6 Prüfung der 
Satzung durch 
KK-Gremien 

Formelle Rechtmäßigkeit: sind alle Formvorschriften gemäß § 2 Verwaltungsvorschrift über die 
amtliche Bekanntmachung von Satzungen vom 11.07.2019 (KABl. S. 355) eingehalten worden? Die 
letztliche Prüfung erfolgt durch KK-Gremien. Dabei werden folgende Punkte geprüft: 
 
Materielle Rechtmäßigkeit: 

1. Kein Verstoß gegen höherrangiges Recht……………………….  

2. Bei Abweichung von den Vorgaben der Friedhofssatzung: 

    Hervorhebung der Abweichung…………………………………   

    Begründung der Abweichung…………………….……………….  

3. Bei Abweichung von den Vorgaben der Friedhofsgebührensatzung: 

    Hervorhebender Abweichung…………………...………………                

    Begründung der Abweichung……………………..…………….                

 7 Gebühren- 
kalkulation 

Sind die Gebührenarten vollständig? ……………………………………..…………...  
(Beispiel: Sind die Beschreibungen der Gebührenarten in der Gebührenordnung deckungsgleich 
mit denen in der Satzung?)  
Ergibt sich aus der Darstellung der Leistungen eine plausible Gebührenstruktur?.  
Gebühren auskömmlich und nachvollziehbar kalkuliert? ........................................  

8 Bekannt-
machung / 
Veröffentlichung 

Für das ordnungsgemäße Inkrafttreten der beschlossenen Satzungen ist der 
Nachweis der Veröffentlichung durch die KG zu führen und der Gremien-
koordination nachzuweisen. 

 erfüllt 

9 Überprüfung 
einer Gebühren-
satzung 

Gebühren sind alle zwei Jahre zu überprüfen und ggf. anzupassen. Bitte beachten, dass bei 
Anpassungen wiederum eine Nachtragssatzung notwendig wird.  

10 Muster / Anlagen In der Richtlinie für Friedhöfe in kirchlicher Trägerschaft in der Ev. Kirche in Norddeutschland 
finden Sie Muster für folgende Vorgänge: 
Anlage 3: Muster Friedhofssatzung  
Anlage 4: Muster Friedhofsgebührensatzung 
Anlage 5: Verwaltungsvorschrift über die amtliche Bekanntmachung von Satzungen 
 

    

 Weiterführende Informationen: Gesetze | Vorlagen | Vorschriften 

  
- 5.420-501 Friedhofsverwaltungsvorschrift vom 20.08.2019 (KABl. S. 438, 502) 
- Verwaltungsvorschrift über die amtliche Bekanntmachung von Satzungen (Satzungsbekanntmachungsver- 
  waltungsvorschrift – SatzBekVwV) vom 11.07.2019 (KABl. S. 355) 
 

 

https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/document/36936
https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/kabl/44010.pdf
https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/kabl/44010.pdf
https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/document/44342
https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/kabl/44010.pdf
https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/kabl/44010.pdf
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 Prüfung durch Kirchengemeinden (für eine Kirchenaufsichtliche Genehmigung) 

 Prüfungsinhalt Information / Hinweise / Verfahrensregeln durch KG 
geprüft? 

1 Absichts-
erklärung 

Wurde die Kirchenkreisverwaltung über beabsichtigte Maßnahme der KG zur 
Einführung eines neuen Kirchensiegels vorab informiert? (KGR-Protokoll an 
Gremienkoordination) 

 ja  

2 Beschluss-
fassung 

Formal ordnungsgemäßer KGR-Beschluss entsprechend der 
Kirchengemeindeordnung (1.104-Auszug KGO) insbes. die §§ 22 ff. (Teil 4, 

Unterabschnitt 3: Geschäftsführung des Kirchengemeinderates) 
 ja 

3 Weiterleitung von 
KG an KK 

Vollständige Übergabe (KGR-Beschluss und drei gute Siegelabdrücke auf je 
einem gesonderten DIN A4-Bogen) an Gremienkoordination zur Erteilung der 

Kirchenaufsichtlichen Genehmigung. 
Hinweis: Protokollauszüge müssen 2fach (von zwei KGR-Mitgliedern 
unterzeichnet und mit dem Kirchengemeindesiegel versehen) an den KK 
geschickt werden.        

 ja 

4 Anforderungen 
an das 
Kirchensiegel 

Formale Anforderungen an den grafischen Aufbau des Siegels: 

§ 6 Form und Bestandteile des Kirchensiegels 

(1) 1Das Kirchensiegel hat senkrecht-spitzovale Form mit einem Durchmesser von 40 bis 45 mm  

        in der Senkrechten und 30 bis 35 mm in der Waagerechten. 2Die Randlinie wird durch zwei  

        symmetrisch gegeneinander gesetzte Kreisbögen gebildet. 3Die Randlinie umschließt das  

        Siegelbild und die Umschrift, gegebenenfalls zusätzlich eine Inschrift und das Beizeichen.  

(2)  Kirchengemeinden und örtliche Kirchen dürfen auch ein kreisrundes Kirchensiegel mit dem  

        Durchmesser von 30 bis 40 mm haben.  

(3) 1Die Umschrift gibt die amtliche Bezeichnung des Siegelberechtigten wieder. 2Sie verläuft, am  

        Scheitelpunkt beginnend, einzeilig und parallel zur Randlinie im Uhrzeigersinn um das  

        Siegelbild herum.  

(4)  Die kirchliche Stelle nach § 4 Absatz 1 kann durch eine Inschrift unterhalb des Siegelbildes  

        oder durch eine zusätzliche Umschrift angegeben werden.  

(5)  Die Schrift soll der besonderen Eigenart des Siegelbildes angepasst sein, es dürfen nur die  

        vom Landeskirchenamt zugelassenen Schriftarten verwendet werden. 

(6) 1Das Siegelbild soll die sachlich oder historisch bedingte besondere Eigenart des  

        Siegelberechtigten zum Ausdruck bringen; Überlieferungen sollen fortgeführt werden. 2Das  

        Siegelbild muss klar, einfach und unabhängig vom Zeitgeschmack stilisiert sein, sein Inhalt  

        leicht und eindeutig erkennbar. 

(7) 1Beizeichen nach § 5 Absatz 2 sollen im Scheitelpunkt des Kirchensiegels eingefügt werden.  

       2Sie müssen unauffällig stilisiert sein. 3Als Beizeichen können verwendet werden Buchstaben,  

        Ziffern, daraus gebildete Kombinationen, allgemein gebräuchliche Sonderzeichen und  

        Bildsymbole 

5 Rechtliche 
Vorgaben 

§ 4 Ausübung der Siegelberechtigung 

(1)  Die Siegelberechtigung wird ausgeübt durch die Organe, Dienststellen und eigenständigen  

        Arbeitseinheiten des Siegelberechtigten und durch die kirchlichen Gerichte (kirchliche  

        Stellen). 

§ 7 Einführung, Änderung, Vernichtung 

(1) 1Über die Gestaltung und Einführung eines neuen sowie über die Änderung eines in Gebrauch  

        befindlichen Kirchensiegels entscheidet der Siegelberechtigte durch sein für die Vertretung im  

        Rechtsverkehr zuständiges Organ, wenn und soweit Regelungen in der Satzung oder durch  

        Kirchengesetz nicht getroffen sind. 2Der Beschluss bedarf der Genehmigung durch die  

        kirchliche Aufsichtsbehörde. 

(2) 1Mit der Einführung des neuen oder geänderten Kirchensiegels tritt das bisherige  

       Kirchensiegel außer Geltung. 2Die bisher gebrauchten Siegelstempel sind zu vernichten bis  

https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/document/36936
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       auf ein Exemplar, das im Archiv aufzubewahren ist. 

  

§ 6 Form und Bestandteile des Kirchensiegels 

(1) 1Das Kirchensiegel hat senkrecht-spitzovale Form mit einem Durchmesser von 40 bis 45 mm  

        in der Senkrechten und 30 bis 35 mm in der Waagerechten. 2Die Randlinie wird durch zwei  

        symmetrisch gegeneinander gesetzte Kreisbögen gebildet. 3Die Randlinie umschließt das  

        Siegelbild und die Umschrift, gegebenenfalls zusätzlich eine Inschrift und das Beizeichen.  

(2)  Kirchengemeinden und örtliche Kirchen dürfen auch ein kreisrundes Kirchensiegel mit dem  

        Durchmesser von 30 bis 40 mm haben.  

(3) 1Die Umschrift gibt die amtliche Bezeichnung des Siegelberechtigten wieder. 2Sie verläuft, am  

        Scheitelpunkt beginnend, einzeilig und parallel zur Randlinie im Uhrzeigersinn um das  

        Siegelbild herum.  

(4)  Die kirchliche Stelle nach § 4 Absatz 1 kann durch eine Inschrift unterhalb des Siegelbildes  

        oder durch eine zusätzliche Umschrift angegeben werden.  

(5)  Die Schrift soll der besonderen Eigenart des Siegelbildes angepasst sein, es dürfen nur die  

        vom Landeskirchenamt zugelassenen Schriftarten verwendet werden. 

(6) 1Das Siegelbild soll die sachlich oder historisch bedingte besondere Eigenart des  

        Siegelberechtigten zum Ausdruck bringen; Überlieferungen sollen fortgeführt werden. 2Das  

        Siegelbild muss klar, einfach und unabhängig vom Zeitgeschmack stilisiert sein, sein Inhalt  

        leicht und eindeutig erkennbar. 

(7)   1Beizeichen nach § 5 Absatz 2 sollen im Scheitelpunkt des Kirchensiegels eingefügt  werden.  
        2Sie müssen unauffällig stilisiert sein. 3Als Beizeichen können verwendet werden Buchstaben,  
        Ziffern, daraus gebildete Kombinationen, allgemein gebräuchliche Sonderzeichen und  
        Bildsymbole 
 

6 Interimssiegel § 8  Interimssiegel  

(1) 1Solange ein ordnungsgemäßes Kirchensiegel nicht zur Verfügung steht, ist ein Interimssiegel  

       zu verwenden. 2Das Interimssiegel führt als Siegelbild das Chi-Rho-Zeichen ohne weitere  

       Bildbestandteile.  

(2)  Die Ingebrauchnahme des Interimssiegels kann durch die kirchliche Aufsichtsbehörde  

        angeordnet werden. 

7 Bekannt-
machung / 
Veröffentlichung 

Für das ordnungsgemäße Inkrafttreten des beschlossenen Siegels ist das 
Landeskirchenamt für die Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt 
zuständig. Die Gremienkoordination ist für das Weiterleiten der 
kirchenaufsichtlichen Genehmigung, Siegelbeschreibung und der 
Siegelabdrücke zuständig.  

 erfüllt 

 
 
 
 
 

 Weiterführende Informationen: Gesetze | Vorlagen | Vorschriften 

 1.129 Kirchengesetz über das Siegelwesen (Siegelgesetz – SiegelG vom 08.01.2012 KABl. S. 89 
 

 

https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/document/24789/search/siegelgesetz%23top
http://www.kirchenrecht-nordkirche.de/kabl/24161.pdf%23page=89
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 Prüfung durch Kirchengemeinden (für eine Kirchenaufsichtliche Genehmigung) 

 Prüfungsinhalt Information / Hinweise / Verfahrensregeln durch KG geprüft? 

1 Absichtserklärung Wurde die Gremienkoordination über beabsichtigte Maßnahme der KG zur 
Aufnahme eines Darlehens vorab informiert?  

 ja  

2 Fristen / 
Zeitverlauf bis 
Genehmigung 

Nehmen Sie die Beratung des Kirchenkreisrates in Anspruch, bevor Sie erste Absprachen zur 
Aufnahme eines Darlehens treffen! 
 
Bei zeitlich befristeten Angeboten für Darlehen müssen die Konditionen (jährliche Annuität, 
Darlehenshöhe, Laufzeit ) des KGR-Beschlusses bereits im Vorfeld mit dem Kirchenkreisrat 
geklärt werden, um die Kirchenaufsichtliche Genehmigung nach der Zustimmung des KGR zum 
Darlehensangebot innerhalb der Bankenfrist (meist nur eine Woche) zu erteilen. 

3 Unterstützung aus 
KKV 

Angebote für Darlehen können über die Abteilung Finanzen oder direkt durch die Kirchengemeinden von 
verschiedenen Kreditinstituten eingeholt werden.  
 
In beiden Fällen sind jeweils mindestens drei vergleichbare Angebote einzuholen   erfolgt 

4 Vor Kontakt-
aufnahme mit KKV 
ist zu klären 

Wofür soll das Darlehen verwendet werden? 
 

1. Im Haushaltsbeschluss wird bestimmt, bis zu welcher Höhe Kredite  
a. zur Deckung von Ausgaben für Investitionen, 
   Grundstücksankauf………………….  
   Baumaßnahme………………………  
   Sonstiges……………………………..  
b. zur Aufrechterhaltung einer ordnungsmäßigen Kassenwirtschaft(Kassenkredit)  
c. zum Ausgleich des Haushalts aufgenommen werden dürfen. …………………..  
 

2.  Die Ermächtigung zur Aufnahme eines Kredits gilt über das Haushaltsjahr hinaus bis zur Abwicklung  
     des Vorhabens oder Ausgleichs des Haushalts für den der Kredit bestimmt war. 
 

5 Notwendige 
Informationen 

Folgende Punkte sind für die Einholung von Angeboten zwingend notwendig: 
 
Darlehenshöhe……………………………………………………………... ________________(EUR)  

 
Annuität (Summe für Zins und Tilgung pro Jahr) …………………... ________________(EUR)  
 
Zinsfestschreibung:  befristet        variabel              vollständig/endfällig 
   
Voraussichtliche Laufzeit des Darlehens……………………………… _______________(Jahre)  
 

6 Beschlussfassung Formal ordnungsgemäßer KGR-Beschluss entsprechend der Kirchengemeindeordnung 
(1.104-Auszug KGO) insbes. die §§ 22 ff. (Teil 4, Unterabschnitt 3: Geschäftsführung des 

Kirchengemeinderates) 

1.  

Beschluss über den Erwerb von Grundeigentum...…..  
Beschluss über eine Baumaßnahme…………………...  
Beschluss sonstige Investitionen……………………….  

2.  

Beschluss über Aufnahme eines Darlehens (für a,b,c)  
 
Punkte aus 4 sind in den KGR-Beschluss mit aufzunehmen. Weiterhin sollte bereits in dem 
KGR-Beschluss geklärt sein, welche Personen berechtigt sind, das konkrete Angebot für 
die Kirchengemeinde anzunehmen. 

 ja 

7 Protokollauszug Der Protokollauszug zu diesem Punkt sollte umgehend an die KKV gesendet (vorzugsweise auch 
per Fax) werden, um die Angebotsannahmefrist der Banken einzuhalten (siehe Punkt 2). 

  

 Weiterführende Informationen: Gesetze | Vorlagen | Vorschriften 

 
- 5.401-101 Grundstücksrechtsverordnung: Insbes. § 7 Erwerb  

 


